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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 33.—z 


(Nr. 3312.) Allerhöchfter Erlaß vom 28. Auguſt 1850., betreffend die Errichtung einer 
Handelskammer fuͤr den Kreis Iſerlohn. 


Au Ihren Bericht vom 23. Auguſt d. J. genehmige Ich die Errichtung einer 
Handelskammer fuͤr den Kreis Iſerlohn. Die Handelskammer nimmt ihren 
Sitz in der Stadt Iſerlohn. Sie ſoll aus zwoͤlf Mitgliedern beſtehen, fuͤr 
welche ſechs Stellvertreter gewaͤhlt werden. Die Wahl der Mitglieder und 
Stellvertreter erfolgt in vier engeren Bezirken, wovon der erſte die Stadt Iſer⸗ 
lohn, der zweite das Amt Hemer, der dritte die Stadt und das Amt Menden 
und der vierte die Aemter Limburg und Ergſte umfaßt. Der erſte Bezirk hat 
ſechs Mitglieder und drei Stellvertreter, jeder der drei anderen Bezirke zwei 
Mitglieder und einen Stellvertreter zu wählen. Zur Theilnahme an der Wahl 
der Mitglieder und Stellvertreter ſind ſaͤmmtliche Handel⸗ und Gewerbtreibende 
des Kreiſes Iſerlohn berechtigt, welche in der Steuerklaſſe der Kaufleute mit 
kaufmaͤnniſchen Rechten Gewerbeſteuer entrichten. Im Uebrigen finden die Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung vom 11. Februar 1848. über die Errichtung von 
Handelskammern Anwendung. 

5 Dieſer Erlaß ift durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. f in 
Sansſouei, den 28. Auguſt 1850. i 


. Friedrich Wilhelm. 
885 v. d. Heydt.“ 


An den Miniſter fir Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1850. (Nr. 3312— 3313.) 58 s (Nr. 3313.) 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Oktober 1850. 
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(Nr. 3313.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Auguſt 1850., die Erläuterung der $$. 5. und 20. f 
der Deich-, Ufer-, Graben- und Schau-Ordnung für das Warthebruch 
vom 27. März 1802. betreffend, 


ur Erlaͤuterung der HH. 5. und 20. der Deich-, Ufer-, Graben- und 
Schau⸗ Ordnung für das Warthebruch vom 27. Marz 1802. beſtimme Ich 
in Folge Ihres Antrages vom 19. d. M. nach Anhörung des Warthebruch— 
Deich⸗Amtes auf Grund des F. 23. des Geſetzes über das Deichweſen vom 
28. Januar 1848., daß, inſofern die nach H. 5. der Deich⸗, Ufer⸗, Graben⸗ und 
Schau⸗Ordnung für das Warthebruch vom 27. März 1802. aufzubringenden 
ordentlichen Deichkaſſen-Beitraͤge und die ſonſtigen disponiblen Beſtaͤnde der 
Deich-Kaſſe nicht ausreichen, um die den Bruch-Intereſſenten nach gedachter 
Deich⸗ und Ufer⸗Ordnung obliegende Verpflichtung zur Herſtellung der Deich⸗ 
bruͤche und ſonſtigen Deichſchaͤden vollſtaͤndig zu erfuͤllen, das nach H. 1. des 
Edikts vom 19. Januar 1811. zuſammengeſetzte Deichamt ebenſo berechtigt 
als verpflichtet ſein ſoll, den etwaigen Mehrbedarf nach dem Maaßſtabe der 
ordentlichen Deichkaſſen⸗Beitraͤge auf die Bruch⸗Intereſſenten auszuſchreiben. 
Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen, 


Sansſouci, den 28. Auguſt 1850. 
Friedrich Wilhelm. 
| v. Manteuffel. | 
An den Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 


r. 3314.) 


— 399 — 


(Nr. 3314.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 4. September 1850., betreffend den Amtscharakter und das 
. Rangoverhaͤltniß der Vorſteher der Poſtaͤmter erſter und zweiter Klaſſe. 


Au Ihren Bericht vom 27. Auguſt c. beſtimme Ich, daß den Vorſtehern 
der Poſtämter erſter Klaſſe der Amtscharakter als „Poſtdirektor“ mit dem Range 
der fünften Klaſſe der höheren Provinzialbeamten, und den Vorſtehern der 
Poſtämter zweiter Klaſſe die bisherige Benennung „Poſtmeiſter“ mit dem Range 
der dritten Klaſſe der Subalternen beigelegt werde. 

Sansſouci, den 4. September 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Minifter fur Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Jr. 3315.) Bekanntmachung, betreffend die Außerkursſetzung von Papiergeld. Vom 6. 
September 1850. f 


Di Regierungen von Preußen, Baden, Großherzogthum Heſſen, Braun⸗ 
ſchweig, Mecklenburg⸗Schwerin, Naſſau, Sachſen-Weimar und Eiſenach, Sach⸗ 
ſen⸗Meiningen, Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, Sachfen-Altenburg, Oldenburg, Anhalt⸗ 
Deſſau und Koͤthen, Anhalt⸗Bernburg, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schwarz⸗ 
burg⸗Rudolſtadt, Reuß aͤlterer und jüngerer Linie, Lippe, Schaumburg-Lippe, 
Waldeck, Lubeck, Bremen und Hamburg find, Behufs Abwendung der Uebel⸗ 
ſtaͤnde, welche fuͤr ihre Angehoͤrigen entſtehen, wenn ausgegebenes Papiergeld 
ohne Feſtſetzung einer geraͤumigen Friſt und ohne eine in weiter Ausdehnung 
erfolgende öffentliche Bekanntmachung dieſes Termins außer Kurs geſetzt wird, 
durch Erklaͤrungen ihrer Bevollmaͤchtigten zum Protokolle des Verwaltungs- 
Rathes der auf Grund des Vertrages vom 26. Mai 1849. verbuͤndeten deut⸗ 
ſchen Regierungen, e ne des proviſoriſchen Fuͤrſten-Kollegiums, uͤber 
die folgende Beſtimmung uͤbereingekommen: 

Sie verpflichten ſich wechſelſeitig, eine Außerkursſetzung des von ihnen 
ausgegebenen oder auszugebenden Papiergeldes nicht anders eintreten zu laſſen, 
als nachdem eine Einloͤſungsfriſt von mindeſtens vier Wochen feſtgeſetzt und 
wenigſtens drei Monate vor ihrem Ablaufe ſowohl im eigenen Staate oͤffent⸗ 
lich bekannt gemacht, als auch den ubrigen verbuͤndeten Regierungen Behufs 
der Verkuͤndigung in ihren Staaten amtlich notifizirt worden iſt. 

Dies wird hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 6. September 1850. 


Das Staatsminiſterium. 


Graf v. Brandenburg. v. La denberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. 
ü v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 


(Nr. 3314 33160 58 * (Nr. 3316.) 


N 
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(Nr. 3346.) Privilegium wegen Ausgabe von 400,000 Rthlr. fuͤnfprozentiger Prioritaͤts⸗ 
Obligationen der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft an Stelle 
der nach der Genehmigungs-Urkunde vom 9. Juli 1847. kreirten Stamm⸗ 
Aktien im Betrage von 372,200 Rthlr. Vom 11. September 1850. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Auf den Antrag der unterm 23. September 1837. von Uns beſtaͤtigten Duͤſ⸗ 
ſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft, namlich: a 


„derſelben unter Aufhebung des Statut-Nachtrags vom 9. Juli 1847. 
(Geſetz-Sammlung Seite 299.) zur Verbeſſerung der Bahn und deren 
Betriebsmittel anſtatt der zweiten Serie der Stammaktien die Aufnahme 
eines Darlehns von 400,000 Rthlr. Kurant, geſchrieben 


„vierhundert tauſend Thalern“ 


gegen Ausſtellung auf jeden Inhaber lautender und mit Zinskupons 
verfehener Obligationen, jede zu 100 Rthlr., geſchrieben: „Einhundert 
Thalern“ zu geſtatten,“ 


ertheilen Wir unter Aufhebung des Statut-Nachtrags vom 9. Juli 1847. in 
Beruͤckſichtigung der Gemeinnuͤtzigkeit des Unternehmens und in Gemaͤßheit des 
$ 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegen 
waͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der 
gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: f i 


H. 1. 1 5 
Die zufolge des fünften Nachtrags zum Statut der Duͤſſeldorf-Elberfel⸗ 
der Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zur Erweiterung und Verbeſſerung des Unternehmens, 
Vergrößerung der Stations -Anlagen, Vermehrung der Transportmittel de. 
kreirten 3722 neue Stammaktien werden vernichtet und an deren Stelle Prioritaͤts⸗ 
Obligationen im Geſammtbetrage von 400,000 Rthlr. ausgegeben. 


H. 2. 


Die Obligationen, jede im Betrage von 100 Rthlr., werden unter fort⸗ 
laufenden Nummern von 1. bis 4000. gegen Einzahlung des Betrages nach 


— dem sub A. beigefügten Schema auf roͤthlichem Papier mit ſchwarzem Druck 
ſtempelfrei ausgegeben und erhalten Zinskupons nach dem Schema sub B. 


auf roͤthlichem Papier mit ſchwarzem Druck jedesmal auf 6 Jahre. 
Die Obligationen erhalten zur Unterſcheidung von den bereits ausgege⸗ 


benen 10,000 Stuͤck (4 Prozent Zinſen tragenden) die Bezeichnung „zweite 


Serie“ und es wird auf deren Ruͤckſeite dieſes Privilegium abgedruckt. | 
Sr 
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H. 3. 

Die Obligationen zweiter Serie werden mit fünf Prozent jährlich ver⸗ 
zinſt und die Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen am 2. Januar und 1. Juli 
jeden Jahres in Duͤſſeldorf, Elberfeld und Berlin ausgezahlt. 


H. 4. 


An den Dividenden nehmen dieſe Obligationen keinen Antheil. Sie ha⸗ 
ben fuͤr Kapital und Zinſen das Vorzugsrecht vor den Stamm ⸗Aktien nebſt 
deren Zinſen, reſp. Dividenden, Dagegen haben die gemaͤß Unſerer Beſtaͤtigungs⸗ 
Urkunde vom 28. April 1842. kreirten vierprozentigen Prioritaͤts-Aktien im Be⸗ 
trage von 1,000,000 Rthlr. in Betreff von Zinſen und Kapital das Vorzugs⸗ 
recht vor den gegenwaͤrtig kreirten fuͤnfprozentigen Obligationen. 


8 


Das Kapital darf in den erſten fuͤnf Jahren nicht gekuͤndigt und amor⸗ 
tiſirt werden. Nach Ablauf dieſer Zeitperiode hat die Geſellſchaft die Befug⸗ 
niß der Kuͤndigung mit einer Friſt von ſechs Monaten und, ſo lange das Ka⸗ 
pital nicht getilgt iſt, die Verpflichtung, nach Maaßgabe des sub C. anliegen⸗ 
den Plans, jedes Jahr mindeſtens ein halbes Prozent mittelſt Ausloofung zu - 
amortiſiren, außerdem aber die erſparten Zinſen der eingeloͤſten Obligationen 
zur Amortiſation zu verwenden und, wie ſolches geſchehen, dem Eiſenbahn⸗ 
Kommiſſariat zu Köln nachzuweiſen. Dieſe Verlooſung erfolgt wenigſtens drei 
Monate vor dem bekannt gemachten Zahlungstage in Gegenwart eines inſtru⸗ 
mentirenden Notars und der Direktion, und unter geſtatteter Anweſenheit der 
Inhaber der Obligationen, in einem vierzehn Tage vorher zur oͤffentlichen 
Kenntniß gebrachten Termine. 5 


$. 6. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt am 2. Januar 
des auf die Auslooſung folgenden Jahres durch die von der Direktion bekannt 
zu machenden Kaſſen in Duͤſſeldorf, Elberfeld und Berlin nach dem Nominal⸗ 
werthe an die Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Am 
31. Dezember des vorhergegangenen Jahres hoͤrt die Verzinſung der ausge⸗ 
looſten Obligationen auf. it letzteren ſind zugleich die ausgegebenen, noch 
nicht fälligen Zinskupons einzuliefern. Geſchieht dies nicht, ſo wird der Be⸗ 
trag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung 
der Kupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingelöften Obligationen ſollen in Ge⸗ 
genwart eines Notars verbrannt, und daß dieſes geſchehen, durch die oͤffent— 
lichen Blaͤtter bekannt gemacht werden. Die Obligationen aber, welche in 
Folge der ee oder Kuͤndigung außerhalb der Amortiſation eingeloͤſt 
worden, kann die Geſellſchaft ſogleich wieder verausgaben (vide H. 7). 


(Fr. 3316.) : . ’ $. 7. 
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i . 
Die Inhaber der Obligationen ſind nicht befugt, die Zahlung der darin 
verſchriebenen Kapitalbetraͤge anders als nach Maaßgabe der im H. 6. ge⸗ 
dachten Amortiſation zu fordern, ausgenommen: 8 


a) wenn ein Zinszahlungstermin länger als drei Monate unberichtigt bleibt; 

b) 11 der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn langer als ſechs Monate 
aufhoͤrt; ö 

c) wenn gegen die Eiſenbahn-Geſellſchaft Schulden halber Exekution durch 

Subhaſtation vollſtreckt wird; 

d) wenn die im H. 6. feſtgeſetzte Amortiſation nicht eingehalten wird. 


In den Faͤllen von a. bis incl. c. bedarf es einer Kuͤndigung nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Falle ein 
tritt, zuruͤckgefordert werden und zwar 


ad a. bis zur Zahlung der betreffenden Zins-Kupons; 
ad b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes; 
ad c. bis zur Aufhebung der Exekution. 


In dem sub d. vorgedachten Falle iſt jedoch eine Zmonatliche Kuͤndigung 
zu beobachten, auch kann der Inhaber der Obligation von dieſem Kuͤndigungs⸗ 
rechte nur innerhalb dreier Monate von dem 2090 ab Gebrauch machen, wo 
die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte Statt finden ſollen. N 


H. 8. 


Diejenigen Obligationen, welche ausgelooſt und gekuͤndigt ſind, und der 
Bekanntmachung durch die öffentlichen Blaͤtter ungeachtet nicht rechtzeitig zur 
Realiſation eingehen, werden während der naͤchſten zehn Jahre von der Ditek⸗ 
tion der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft alljährlich einmal öffent: 
lich aufgerufen; gehen ſie aber deſſen ungeachtet nicht ſpaͤteſtens binnen Jah⸗ 
resfriſt nach dem letzten oͤffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, ſo erliſcht ein 
jeder Anſpruch aus denſelben an das Geſellſchaftsvermoͤgen, was unter An⸗ 

abe der Nummern der werthlos gewordenen Obligationen von der Direktion 

öffentlich bekannt zu machen iſt. Die Geſellſchaft hat aus dergleichen Obli⸗ 
gationen keinerlei Verpflichtungen mehr, doch ſteht der General⸗Verſammlung 
frei, die gaͤnzliche oder theilweiſe Realiſirung derfelben aus Billigkeitsruͤckſichten 
zu beſchließen. 


. 95 


Die in den HH. 6. und 8. vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
erfolgen durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf, den 
Preußiſchen Staats⸗Anzeiger, die Frankfurter Ober⸗Poſt⸗Amts⸗Zeitung, ſowie 
durch je eine der in Coͤln, Duͤſſeldorf und Elberfeld erſcheinenden Zeitungen. 


F. 10. 
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$. 10. 


Die Inhaber der Obligationen ſind zwar berechtigt, an den General⸗ 
Verſammlungen Theil zu nehmen, find aber weder ſtimm⸗ noch wahlfaͤhig. 


HE. 


Die in Folge des Statut⸗Nachtrags vom 9. Juli 1847. bereits ausge⸗ 
gebenen Stamm⸗ Aktien werden zum Nominalbetrage mit den geleiſteten Ab⸗ 
ſchlagszahlungen wieder eingelöft und vom 1. Januar 1849. bis acht Tage nach 
demjenigen Tage, an welchem das gegenwärtige Privilegium Geſetzeskraft 
erlangt, mit fuͤnf Prozent Zinſen vergütet. 

Zur Urkunde dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privi⸗ 
legium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerm Königlichen Inſiegel 
ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der Prioritäts-Obligationen 

in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staats 

zu geben, oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. f 


Gegeben Sansſouci, den 11. September 1850. 
N (L 83 Friedrich Wilhelm. 


Fuͤr den abweſenden Finanzminiſter: 
v. d. Heydt. v. Ladenberg. 


(Nr, 3316.) 
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MEN Prioritäts- Obligation 100 Rthlr. 
SE II Serie 
der 
Düſſeldorf⸗Elberfelder Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
Nummer 
uͤber 


Einhundert Thaler Preußiſch Courant 
zu fünf Procent jauͤhrlicher Zinſen. 

Inhaber dieſes hat auf Hoͤhe von Einhundert Thalern Preußiſch Cou⸗ 
rant Antheil an dem, in Gemaͤßheit des umſtehend abgedruckten Allerhöchften 
Privilegii aufgenommenen Kapitale von vierhunderttauſend Thalern in Prioritaͤts⸗ 
Obligationen der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 

Duͤſſeldorf, denn 1850. 
Die Direktion 
der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
8) (Unterſchrift von 3 Direktoren.) 
(Paraphe des Rendanten.) 


Mit halbjaͤhrigen Zins-Coupons I. bis XII. 
zu fuͤnf Procent jaͤhrlich bis 1. Juli 1855. 


Talon zu der Prioritaͤts⸗Obligation M..... IIte Serie der 
Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft über 100 Rthlr. von 
dem zufolge Allerhoͤchſten Privilegiums vom 1850. auf⸗ 
genommenen Kapitale von 400,000 Rthlr. Preußiſch Courant. 


An⸗ 
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Prioritäts- Obligation . II. Serie. 
Zins-Coupon “ 


Inhaber dieſes Coupons erhält gegen deſſen Nücgabe am 
aus der Kaffe der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft Zwei Thaler 
funfzehn Silbergroſchen Preußiſch Courant ausgezahlt. 


Duͤſſeldorf, den 1850. 
Die Direktion 
der Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(L. S.) (Unterſchrift von 3 Direktoren.) 


Jahrgang 1850. (Nr. 3316.) 59 An: 
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Anlage C. 


Amortiſ a 


Plan zur Amortiſation eines Anlehns von 400,000 Rthlr. in 
Getilgt mit 3 pCt. oder 2000 Rthlr. jährlich, zuzüglich 


Beides zuzuͤglichſcz Und 
RR Til⸗ Erſparte Zinſen des Reſtes 1 5 Seeg Re 
Jahr⸗ ae eee eee eee Jahr. ue 
d 5 gungs⸗ von ein d Obliga⸗ 115 
gang. | Fonds. | gelöften 45900 von zuſammenſ tionen betragend af 
1 5 = a Jahr. 
Me RER RE Me € Aufl Re 
1856 | 2000 5 5 5 2000 20 2000 
57 | 2000 20 100 8 2100 21 2100 8 
58 2000 41 205 8 2205 22 2200 5 
59 | 2000 63 315 5 2320 23 2300 20 
1860 | 2000 86 430 20 | 2450 | 24 | 2400 | 50 
61 | 2000 110 550 50 2600 26 2600 5 
62 | 2000 136 680 : 2680 26 2600 80 


63 | 2000 162 810 80 | 2890 28 2800 90 
64 | 2000 190 950 | 90 | 3040 30 3000 40 
65 | 2000 220 1100 | 40 | 3140 31 3100 40 
66 | 2000 251 1255 40 3295 32 3200 95 
67 | 2000 283 1415 | 95 3510 35 3500 10 
68 | 2000 318 1590 | 10 3600 36 3600 2 
69 | 2000 354 1770 8 3770 37 3700 70 
70 | 2000 391 1955 | 70 4025 40 4000 25 
1871 | 2000 431 2155 125 | 4180 41 4100 80 
72 | 2000 472 2360 | 80 4440 44 4400 40 
73 | 2000 516 2580 | 40 | 4620 46 4600 20 
74 | 2000 562 2810 | 20 4830 48 4800 30 
75 | 2000 610 3050 | 30 5080 50 5000 80 
76 | 2000 660 3300 | 80 | 5380 53 5300 80 
77 | 2000 713 3565 | 80 | 5645 56 5600 49 
78 | 2000 769 3845 45 |. 5890 58 5800 90 
79 | 2000 827 | 4135 | 90 6225 62 6200 | 25 
1880 | 2000 | 889 | 4445 | 25 | 6470 64 6400 | 70 


Seite | 953 95300 


= MM = 


ti ons ⸗ Plan. 


4000 Prioritäts⸗ Obligationen, jede zu 100 Rthlr.! a 5 pCt. Zinſen. 
der Zinſen der amortiſirten Obligationen. 


Beides zuzuͤglich Und 
Erſparte Zinſen des Reſtes vom Es können demnach bleibt 


Nuhr, „un „vorigen Zahı | ee ee ach 

gungs- von ein⸗ ie t : | Obliga⸗ f ar 

gang. Fonds. Be : 50 von zusammen 1195 betragend nächſte 
a bliga= | a 5p Ct. 

tionen. hnier Jahr. 


| Uebertrag | 953 95,300 


1881 | 2000 953 4765 | 70 6835 68 6800 | 35 
82 | 2000 | 1021 5105 | 35 7140 17 7100 | 40 
83 | 2000 | 1092 9460 | 40 7500 79 7500 l 
842000 1167 5835 7835 78 7800 35 
85 2000 | 1245 6225 35 8260 82 8200 | 60 
86 | 2000 | 1327 6635 | 60 8695 86 8600 | 95 
87 | 2000 | 1413 7065 | 95 9160 91 9100 | 60 
88 | 2000 | 1504 7520 | 60 9580 95 9500 | 80 
89 | 2000 | 1599 7995 | 80 | 10,075 100 | 10,000 | 75 

1890 | 2000 | 1699 8495 | 75 10,570 105 | 10,500 | 70 
91 2000 | 1804 |. ‚9020 | 70 | 141,090 110 14,000 90 
92 2000 1914 9570 | 90 | 11,660 116 | 11,600 | 60 
932000 2030 10,150 60 12,210 122 12,200 10 
942000 2152 10,760 410 |. 12,770 127 12,700 70 
95 20002279 1 1,395 70 13,465. 134 | 13,400 | 65 
96 | 2000 | 2413 12,065 | 65 14,130 141. | 14,100 | 30 
97 2000 | 2554 19,770 30 | 14,800 148 | 14,800 ? 
98.1: 2000 | 2702 13,510 15,510 155 | 15,500 | 10 
99 | 2000: | 2857 | 14,285 |. 10 | 16,295 162 | 16,200 | 95 

1900 | 2000 | 3019 15.095 95 | 17,190 171 17,100 90 

12000 | 3190: 15,950 90 | 18,040 | 180 | 18,000 | 40 
3 | 2000 | 3370 | 16,850 | 40 | 18,890 188 18,800 90 
32000 | 3558 17,790 90 19,880 198 | 19,800 | 80 
42000 | 3756 18,780 80 20,860] 208 20,800] 60 
5 2000 3964 (1540) 60 5 36 3,600 ; 
Summa 4000 400,000 


(Nr. 3316-3318.) 59° (Nr, 3317.) 
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(Nr. 3347.) Beſtaͤtigungs-Urkunde, betreffend die Statut-Aenderungen, welche durch den 
mit der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft unterm 23. Auguſt 
1850. abgeſchloſſenen Betriebs-Ueberlaſſungs-Vertrag herbeigeführt wor: 
den. Vom 14. September 1850, nebſt dem genannten Vertrage. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 


Nachdem mit der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft unterm 23. Auguſt 
1850. der anliegende Vertrag abgeſchloſſen worden, durch welchen das Statut 
85 der Geſellſchaft theilweiſe abgeaͤndert wird, wollen Wir dieſen Aenderungen 

mit Bezug auf $. 71. des unterm 12. Juli 1844. von Uns beſtaͤtigten Sta⸗ 
tuts (Geſetz-Sammlung für 1844. Seite 315. ff.) Unſere landesherrliche 
Beſtaͤtigung hierdurch ertheilen. \ 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrud- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ; 

Gegeben Sansfouei, den 14. September 1850, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Fairen dem Minifterial - Direftor Mellin und dem Geheimen Finanz 
rath von der Reck, als Kommiſſarien des Herrn Miniſters für Handel, Ge: 
werbe und öffentliche Arbeiten, einerſeits, und dem Vice-Praͤſidenten des Ver⸗ 
waltungsraths der unterm 12. Juli 1844. Allerhöchft beſtaͤtigten Bergiſch⸗ 
Maͤrkiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft, Fabrikbeſitzer und Kaufmann Albert Wever, 
und dem Praͤſidenten der Direktion der gedachten Geſellſchaft, Advokat-Anwalt 
von Hurter, beide aus Elberfeld, als durch die beiliegende notarielle Vollmacht 
vom 14. Auguſt 1850. beſtellten Vertretern der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Geſellſchaft, andererſeits, iſt, vorbehaltlich der Allerhoͤchſten Genehmigung, 
in Betreff der Uebernahme der Verwaltung des Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſen⸗ 
bahn-Unternehmens von Seiten des Staats, der nachfolgende Vertrag abge— 
ſchloſſen worden. a 


851. 

Der Staat übernimmt die geſammte Verwaltung des Bergiſch-Maͤrki— 
ſchen Eiſenbahn-Unternehmens, nachdem die General-Verſammlung der Geſell⸗ 
ſchaft die Uebergabe nach den Vorſchriften des unterm 12. Juli 1844. Aller⸗ 
hoͤchſt beftätigten Statuts (Geſetz⸗Sammlung für 1844. Seite 315. ff.) rechts⸗ 
verbindlich beſchloſſen hat, ſobald die Allerhoͤchſte Beſtaͤtigung der in dem 

i gegen⸗ 
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gegenwaͤrtigen Vertrage enthaltenen Abaͤnderungen des Statuts und die Ein⸗ 
ſetzung der Koͤniglichen Verwaltungs⸗Behoͤrde erfolgt fein wird. Letztere wird 
unter der Firma „Königliche Direktion der Bergiſch⸗-Maͤrkiſchen Eiſenbahn“ 
von dem Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten eingeſetzt und 
ſoll innerhalb des ihr zugewieſenen Geſchaͤftskreiſes die Rechte und Pflichten 
einer offentlichen Behoͤrde haben. Auf dieſelbe gehen alle in dem Statut der 
Direktion, dem Verwaltungsrath und der General-Verſammlung (mit Aus⸗ 
nahme der im H. 4. des gegenwaͤrtigen Vertrages der General-Verſammlung 
vorbehaltenen Funktionen) beigelegten Befugniſſe uͤber; insbeſondere hat dieſelbe 
auch die jährlich zu vertheilende Dividende feſtzuſetzen. Sie leitet den noch 
noͤthigen Ausbau der Bahn und den Betrieb fuͤr Rechnung der Geſellſchaft, 
ſo daß ſie in Betreff der von ihr einzugehenden Vertraͤge und Verbindlichkeiten 
als Bevollmaͤchtigte der Geſellſchaft zu betrachten iſt, und von dem Staate 
eine Garantie fuͤr einen Ertrag weder der Geſellſchaft und den Aktionairen, 
noch dritten Perſonen gegenuͤber uͤbernommen wird. Die Koſten dieſer Ver⸗ 
waltung, insbeſondere auch die der Königlichen Verwaltungs Behörde ſelbſt, 
werden aus den Fonds der Geſellſchaft beftritten. Seitens des Staats bleibt 
vorbehalten, der Koͤniglichen Direktion auch die Leitung des Betriebs anderer 
Bahnen mit zu übertragen, in welchem Falle die Gehälter und ſonſtigen Koſten 
der Königlichen Direktion nach der Meilenzahl der verwalteten Bahnen unter 
die verſchiedenen Eiſenbahn⸗Unternehmungen vertheilt werden. 


G 2, 

Um der Geſellſchaft eine fernere beiraͤthige Mitwirkung bei der Leitung 
des Unternehmens zu gewaͤhren, ſoll von der General-Verſammlung eine Depu⸗ 
tation von fuͤnf Mitgliedern aus den Actionairen, welche in den an der Bahn 

elegenen Orten wohnen, gewaͤhlt werden. Die Mitglieder dieſer Deputation 

92 9955 während ihrer Funktion drei Aktien bei der Koͤniglichen Direktion zu 
deponiren. Es werden eben ſo viel Stellvertreter mit denſelben Beſtimmungen 
hinſichtlich des Domizils gewaͤhlt. Die zuerſt Gewaͤhlten ſollen bis Juni 1852. 
fungiren. Hiernaͤchſt ſcheiden alljaͤhrlich abwechſelnd zwei, reſp. drei Mitglieder 
und Stellvertreter aus, das erſte Mal nach dem Looſe, und ſpaͤter nach dem 
Amtsalter. Die Stellen der Ausſcheidenden werden durch die alljaͤhrlich im 
Monat Juni Statt findende General⸗Verſammlung wieder beſetzt; die ausſchei— 
denden Mitglieder find wieder waͤhlbar. Scheiden Mitglieder im Laufe des 
Jahres aus, ſo treten fuͤr ſie zunaͤchſt nach dem Amtsalter, wo dieſes nicht 
entſcheidet, nach der Ordnung der auf, ſie bei der Wahl gefallenen Stimmen, 
die Stellvertreter als wirkliche Mitglieder ein. Die Deputation waͤhlt aus 
ihrer Mitte einen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter. Ihre Beſchluͤſſe wer⸗ 
den kollegialiſch gefaßt. Zur Faſſung gültiger Beſchluͤſſe muͤſſen wenigſtens 
drei Mitglieder anweſend ſein. 


Dieſe Deputation, welche die Rechte und Intereſſen der Geſellſchaft der 
Koͤniglichen Direktion gegenuͤber wahrzunehmen hat, wird in wichtigen Angele⸗ 
genheiten, insbeſondere bei der Verwendung der letzten Anleihe, bei Feſtſtellung des 


Fahrplans, Tarifs und der Dividende mit ihrem Gutachten gehört und, drin⸗ 
(Nr. 3347,) f gend 
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gend eilige Faͤlle ausgenommen, deren abweichende Anſicht von der Königlichen 
Direktion dem Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten zur Ent⸗ 
ſcheidung eingereicht werden. Die Deputation hat ihre Konferenzen an dem 
„Sitze der Königlichen Direktion zu halten. Die auswaͤrtigen Mitglieder erhal⸗ 

ten für die Tage, wo Konferenzen Statt finden, drei Thaler Diaten und, ſo⸗ 
weit ſie nicht auf der Bahn ſelbſt reiſen, Erſtattung ihrer Reiſeauslagen. 


H. 3. 

Dieſer Deputation (F. 2.) wird die Rechnung über die noch ruͤckſtaͤndi⸗ 
gen Bauausfuͤhrungen, und ſodann jaͤhrlich innerhalb der vier erſten Monate 
des folgenden Jahres die Rechnung uͤber den jaͤhrlichen Betrieb mitgetheilt. 
Diejenigen Erinnerungen gegen die Rechnungen, welche nicht ſchon durch die 
Koͤnigliche Direktion ſelbſt erledigt werden, uͤberreicht die Deputation dem Mi⸗ 
niſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, welchem daruͤber die 
ſchließliche Entſcheidung zuſteht. 


H. 4. 
Die General⸗Verſammlung wird jährlich im Juni von dem Vorſitzenden 


der Deputation berufen, um die Wahl der Mitglieder der Deputation zu be⸗ 


wirken und um den Bericht tiber die Lage des Unternehmens entgegen zu neh⸗ 


men. Den Vorſitz in der General-Verſammlung führt der Vorſitzende der De 


putation. 


§. 5. 

Die Dauer der Verwaltung der Bahn Seitens des Staats wird auf 
mindeſtens zehn Jahre feſtgeſetzt. Nach Ablauf derſelben ſoll ſowohl dem 
Staate als der Geſellſchaft die Kuͤndigung des Verhaͤltniſſes mit einzaͤhriger 
Friſt zuſtehen, der Geſellſchaft jedoch nur dann, wenn ſie zuvor allen Verbind⸗ 
lichkeiten gegen den Staat und die Seehandlungs- Sozietät vollſtaͤndiges Ger 
nuͤge geleiſtet hat. Eine Kuͤndigung kann von Seiten der Geſellſchaft nur in 
derſelben Weiſe, wie Abaͤnderungen des Statuts beſchloſſen werden CSS. 71, 
72. des Statuts.) 


H. 6. 
Alle dieſem Vertrage entgegenſtehenden Beſtimmungen des unterm 12. 
Juli 1844. Allerhoͤchſt beftätigten Geſellſchafts Statuts werden hierdurch für 
die Dauer des Vertrags- Verhaͤltniſſes abgeaͤndert, reſp. außer Anwendung 
geſetzt. 8 
Berlin, den 23. Auguſt 1850. 


(Unterſchriften.) 
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(Nr. 3318.) 
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(Nr. 3318.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. September 1850., wegen Einſetzung der Koͤniglichen 
Direktion der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahn. a 


; G Ausführung der Beſtimmungen des $. 1. des mit der Bergiſch-Maͤrki⸗ 
ſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft unterm 23. Auguſt 1850. abgeſchloſſenen Betriebs⸗ 
Ueberlaffungs - Vertrages ermaͤchtige Ich Sie, Behufs des vollſtaͤndigen Aus⸗ 
baus, ſo wie der Verwaltung und des Betriebes der Bergiſch-Maͤrkiſchen 
Eiſenbahn, eine Behörde unter dem Namen „Königliche Direktion der Bergiſch⸗ 
Maͤrkiſchen Eiſenbahn“ einzuſetzen, welche von Ihnen unmittelbar reſſortiren, 
vorlaͤufig in Elberfeld ihren Sitz nehmen und in Angelegenheiten der ihr uͤber⸗ 
tragenen Geſchaͤfte alle Befugniſſe einer öffentlichen Behörde haben ſoll. Die⸗ 
je Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu 
ringen. N 
Sansſouci, den 14. September 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 3318—3349,) (Nr. 3319.) 
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(Nr. 3349.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. September 1850., betreffend die Erwerbung und 
Annahme von Schuldverſchreibungen der zur Deckung des außerordent⸗ 
lichen Geldbedarfs der Militair-Verwaltung fuͤr das Jahr 1850. aufge⸗ 
nommenen Staatsanleihe als Pupillen- und depoſitalmaͤßige Sicherheit. 


Alf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 21. September d. J. will 
Ich in Ausführung des Geſetzes vom 7. März d. J. (Geſetz⸗ Sammlung 
S. 173.) hierdurch beſtimmen, daß die Ordre vom 3. Mai 1821. (Geſetz⸗ 
Sammlung ©. 46.), betreffend die Erwerbung und Annahme von Staats: 
ſchuldſcheinen als Pupillen- und depoſitalmaͤßige Sicherheit, auch auf die zur 
Deckung des außerordentlichen Geldbedarfs der Militaͤr-Verwaltung für das 
Jahr 1850, in Gemäßheit jenes Geſetzes aufgenommene Staatsanleihe und 
0 fal dieſe Anleihe bezuͤglichen Schuldverſchreibungen Anwendung fin⸗ 
en ſoll. i 

Das Staatsminiſterium hat dieſe Beſtimmung durch die Geſetz— 
Sammlung bekannt zu machen. 


Sansſouci, den 23. September 1850, 


Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. d. Heydt. v. Rabe. 
Simons. v. Stockhauſen. 


An das Staatsminiſterium. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


